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Einlauf und Zuweisungen 

Präsident Mag. Wolfgang Sobotka: Hinsichtlich der eingelangten 

Verhandlungsgegenstände und deren Zuweisungen verweise ich gemäß § 23 Abs. 4 

der Geschäftsordnung auf die im Sitzungssaal verteilte Mitteilung. 

Die schriftliche Mitteilung hat folgenden Wortlaut: 

A. Eingelangte Verhandlungsgegenstände: 

1. Schriftliche Anfragen: 7036/J bis 7208/J 

2. Anfragebeantwortungen: 6277/AB bis 6495/AB 

Korrigierte Anfragebeantwortung: Zu 6388/AB 

3. Regierungsvorlagen: 

Bundesgesetz, mit dem das Handelsstatistische Gesetz 1995 geändert wird (958 d.B.) 

4. Ergänzung oder Änderung von Regierungsvorlagen oder Berichten: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung; korrigierter Bericht (Zu III-353 d.B.) 

B. Zuweisungen: 

1. Zuweisungen seit der letzten Sitzung gemäß §§ 31d Abs. 5a, 32a Abs. 4, 74d 

Abs. 2, 74f Abs. 3, 80 Abs. 1, 100 Abs. 4, 100b Abs. 1 und 100c Abs. 1: 

Budgetausschuss: 

Monatserfolg Mai 2021 sowie COVID-19 Berichterstattung, gemäß § 3 Abs. 4 COVID-19 

Fondsgesetz, § 3b Abs. 4 ABBAG-Gesetz und § 1 Abs. 5 Härtefallfondsgesetz, vorge-

legt vom Bundesminister für Finanzen (Vorlage 67 BA) 

Ausschuss für Petitionen und Bürgerinitiativen: 

Petition Nr. 64 betreffend "LKW-Mautflucht beenden – StVO reformieren!", überreicht 

vom Abgeordneten Maximilian Lercher 

Petition Nr. 65 betreffend "Für die Sicherung des Slowenistikstudiums & des Instituts 

für Slawistik an der Universität Klagenfurt/Za trajni obstoj študija slovenistike in inštituta 

za slavistiko na Univerzi v Celovcu", überreicht von den Abgeordneten Dipl.-Ing. Olga 

Voglauer und Mag. Eva Blimlinger 

Bürgerinitiative Nr. 36 betreffend "s'Vorderland für Impf-Freiheit" 
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2. Zuweisungen in dieser Sitzung: 

a) zur Vorberatung: 

Außenpolitischer Ausschuss: 

Rahmenabkommen zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einer-

seits und Australien andererseits (988 d.B.) 

Budgetausschuss: 

Bundesrechnungsabschluss für das Jahr 2020 (III-321 d.B.) 

Finanzausschuss: 

Zweites Protokoll zur Abänderung des am 8. Oktober 1985 in Seoul unterzeichneten 

Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik Korea zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf 

dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des am 

28. Mai 2001 in Seoul unterzeichneten Protokolls (960 d.B.) 

Justizausschuss: 

Erklärung der Republik Österreich über die Rücknahme der österreichischen Erklärung 

zu Art. 21 Abs. 2 des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlag-

nahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (959 d.B.) 

Rechnungshofausschuss: 

Bericht des Rechnungshofes betreffend COVID-19 – Struktur und Umfang der finan-

ziellen Hilfsmaßnahmen – Reihe BUND 2021/25 (III-342 d.B.) 

b) zur Enderledigung im Sinne des § 28b GOG (vorbehaltlich der endgültigen 

Entscheidung des Ausschusses): 

Ausschuss für Arbeit und Soziales: 

Bericht des Anwalts für Gleichbehandlungsfragen für Menschen mit Behinderung über 

die Tätigkeit im Jahr 2020, vorgelegt vom Bundesminister für Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz (III-352 d.B.) 

Bericht gemäß § 13 Abs. 1a des Bundesgesetzes über die Finanzierung der Arbeits-

marktpolitik (Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz – AMPFG) für das Jahr 2020 so-

wie Jänner bis Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für Arbeit (III-357 d.B.) 

Bericht über die Durchführung des Kontrollplanes 2020, vorgelegt vom Bundesminister 

für Finanzen (III-362 d.B.) 

Gesundheitsausschuss: 
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Lebensmittelsicherheitsbericht 2020 des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz (III-351 d.B.) 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Jänner bis Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für 

Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (III-367 d.B.) 

Ausschuss für innere Angelegenheiten: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für Inneres (III-

354 d.B.) 

Bericht des Bundesministers für Inneres über die Entschließung des Nationalrates vom 

29. Februar 2012, 232/E XXIV. GP betreffend Abkommen zwischen der Regierung der 

Republik Österreich und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die 

Vertiefung der Zusammenarbeit bei der Verhinderung und Bekämpfung schwerer Straf-

taten (PCSC) – Berichtszeitraum 1. Mai 2020 bis 30. April 2021 (III-366 d.B.) 

Kulturausschuss: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für Kunst, 

Kultur, öffentlichen Dienst und Sport (III-358 d.B.) 

Landesverteidigungsausschuss: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für April 2021, vorgelegt von der Bundesministerin für 

Landesverteidigung (III-355 d.B.) 

Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft: 

Bericht nach § 1 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Härtefallfonds 

in der Land- und Forstwirtschaft inkl. Privatzimmervermietung für Mai 2021, vorgelegt 

von der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (III-360 d.B.) 

Tourismusausschuss: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt von der Bundesministerin für 

Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (III-363 d.B.) 

Umweltausschuss: 

Bericht der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 

und Technologie aufgrund der Entschließung des Nationalrates vom 26. März 2021, 
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160/E XXVII. GP betreffend Kurzstudie "Möglichkeiten einer verfassungsrechtlichen 

Verankerung eines Grundrechts auf Klimaschutz" (III-365 d.B.) 

Unterrichtsausschuss: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt vom Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung (III-353 und Zu III-353 d.B.) 

Verfassungsausschuss: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds für Mai 2021, vorgelegt vom Bundeskanzler (III-359 d.B.) 

Verkehrsausschuss: 

Verkehrstelematikbericht 2021, vorgelegt von der Bundesministerin für Klimaschutz, 

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie (III-356 d.B.) 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie: 

Bericht nach § 3 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-Kri-

senbewältigungsfonds und § 1 Abs. 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung eines 

Härtefallfonds für Mai 2021, vorgelegt von der Bundesministerin für Digitalisierung und 

Wirtschaftsstandort (III-364 d.B.) 

***** 

Verlangen auf Durchführung einer kurzen Debatteüber die Anfragebeantwortung 
5760/AB 

Präsident Mag. Wolfgang Sobotka: Vor Eingang in die Tagesordnung darf ich mittei-

len, dass das gemäß § 92 der Geschäftsordnung gestellte Verlangen vorliegt, eine 

kurze Debatte über die Beantwortung 5760/AB der Anfrage 5807/J der Abgeordneten 

Mag. Hauser, Kolleginnen und Kollegen betreffend „Tragen von Masken im Unterricht“ 

durch den Herrn Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung abzuhalten. 

Diese kurze Debatte findet gemäß § 57a Abs. 4 der Geschäftsordnung nach 

Erledigung der Tagesordnung, jedoch spätestens um 15 Uhr statt.  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident Mag. Wolfgang Sobotka: Es ist vorgeschlagen, die Debatten über die 

Punkte 1 und 2, 3 bis 7, 9 bis 13, 14 bis 16, 17 und 18, 19 bis 23 sowie 24 und 25 der 

Tagesordnung jeweils zusammenzufassen.  

Gibt es dagegen Einwände? – Das ist nicht der Fall. 
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Redezeitbeschränkung 

Präsident Mag. Wolfgang Sobotka: Zwischen den Mitgliedern der Präsidialkonferenz 

wurde Einigung über die Dauer der Debatten erzielt. 

Wir haben eine Tagesblockzeit von 9,5 „Wiener Stunden“, und daher verteilen sich die 

Redezeiten wie folgt: ÖVP 185, SPÖ 128, FPÖ 105, Grüne 95 sowie NEOS 

76 Minuten.  

Gemäß § 57 Abs. 7 der Geschäftsordnung beträgt die Redezeit für die gesamte Tages-

ordnung von jenen Abgeordneten, die keinem Klub angehören, 38 Minuten. Darüber 

hinaus wird deren Redezeit auf 5 Minuten pro Debatte beschränkt. 

Ich komme sogleich zur Abstimmung. 

Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um ein entsprechendes Zei-

chen. – Das ist einstimmig angenommen. 

Wir gehen in die Tagesordnung ein. 

 


